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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 103/10 B 
 
L 2 U 42/08 (Sächsisches LSG) 
S 9 U 300/96 (SG Leipzig) 
 
 
 
1. …………………., 
  
  
 
2. …………………., 
  
  
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 Prozessbevollmächtigter zu 1. und 2.: …………………..…………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Holz-Berufsgenossenschaft, 
Am Knie 8, 81241 München, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Juni 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 4. März 2010 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Kläger haben zur Begründung ihrer Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Die Kläger stützen ihre Beschwerde auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in 

dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung bei-

gemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu 

formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach 

§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX, RdNr 181). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist 

gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Be-

stand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob 

und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und 

in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben 

durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich er-

scheint (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 65 und 66; P. Becker, SGb 2007, 261, 266). 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die von den Klägern formulierte Frage, "ob Art. 19 EVertr im vorliegenden Fall anwendbar ist", 

ist von ihrem Wortlaut her keine abstrakte Rechtsfrage, sondern eine Frage zur Rechts-

anwendung im vorliegenden Einzelfall. Selbst wenn sie in eine allgemeine Frage umgedeutet 

wird, mangelt es an einer Auseinandersetzung der Kläger mit der bisherigen Rechtsprechung 

des Senats zur Abänderbarkeit von Entscheidungen der DDR (vgl Urteil vom 11.09.2001 

- B 2 U 32/00 R - SozR 3-8100 Art 19 Nr 8) und einer Darstellung, inwieweit diese Recht-

sprechung angesichts des Verfahrens der Kläger einer Fortentwicklung bedarf.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG in der bis zum Inkrafttreten des 6. SGG-

Änderungsgesetzes vom 17.08.2001 (BGBl I 2144) am 02.01.2002 geltenden Fassung, weil die 

Klage vorher erhoben wurde. 
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